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Die Landesbeauftragte für die
Stasi-Unterlagen, Marita
Pagels-Heineking, hört nach
Ablauf ihrer ersten Amtszeit
im August auf. Für eine zweite
Amtszeit stehe sie nicht zur
Verfügung, kündigte sie in die-
ser Woche an. Gründe nannte
die 56-Jährige nicht. Im Inter-
view mit dem Nordkurier ge-
währte sie jetzt einen Blick
hinter die Kulissen. Die Fragen
stellte Frank Wilhelm.

Ihre Entscheidung kommt
für viele überraschend. Was
sind die Gründe?
Warum das viele überrascht
hat, kann ich nicht sagen. Dass
im Sommer meine erste Amts-
zeit zu Ende geht, war bekannt.
Folglich müssen bis zur Som-
merpause Wahlen dazu statt-
finden und man braucht Zeit,
einen geeigneten Kandidaten
oder eine geeignete Kandidatin
zu finden. Offensichtlich schei-
nen aber viele davon ausgegan-
gen zu seien, dass man für eine
zweite Amtszeit selbstverständ-
lich antritt, wenn man die Mög-
lichkeit dazu hat. Für mich ist
das aber nicht selbstverständ-
lich. Ich habe mich gefragt, ob
ich das Amt der Landesbeauf-
tragten auch in den nächsten
fünf Jahren so ausfüllen kann,
wieichesfürnötigundfürrich-
tig halte, oder ob ich zumindest
die Möglichkeit sehe, solche Be-
dingungen zu schaffen. Diese
Frage musste ich mir leider mit
einem klaren Nein beantwor-
ten.

Welche Reaktionen erfuhren
Sie nach der Bekanntgabe?
DieReaktionenderBetroffenen
reichten von „Schade, aber das
ist nur konsequent“ bis „Hilfe!
Aufschrei!“ Ich habe in den ver-
gangenen Jahren und Monaten
immer wieder Solidarität und
Unterstützung erfahren. Dafür
möchte ich mich an dieser Stel-
le einfach mal bedanken.

War der Streit um die Beset-
zung der Stasi-Überprü-
fungskommission der Trop-
fen, der das Fass zum Über-
laufen brachte?
Ein ganz klares Nein. Beim Be-
rufungsverfahren für die Kom-
mission gab es einen Verfah-
rensfehler, auf den ich hinge-
wiesen habe. In der Richtlinie
der Landesregierung steht ein-
deutig, dass der jeweilige Lan-
desbeauftragte als Mitglied der
Kommission gesetzt ist. Welche
Partei dann welchen Kandida-
ten beruft oder vorschlägt, ist
Sache der Parteien. Wenn die
Kommission aus drei Mitglie-
dern bestehen muss, so steht es
in der Vorschrift, und der Lan-
desbeauftragte gesetzt ist,
dann müssen sich die im Land-
tag vertretenen Parteien auf
zwei weitere Kandidaten eini-
gen. Deswegen musste da auch
keine Partei ihren Kandidaten
zu meinen Gunsten zurückzie-
hen. Die Wahl am Donnerstag
hat gezeigt, dass mich viele Ab-
geordnete für integer und ge-
eignet halten.

Ihrem Nachfolger wünschen
Sie breite und vertrauens-
volle parlamentarische Zu-
stimmung. Haben Sie die
vermisst?
Nein, ich habe diese Zustim-
mung nicht vermisst. Wichtig
ist, dass das Amt des Landesbe-
auftragten nicht zum politi-
schen Spielball wird. Der Lan-
desbeauftragte ist politisch un-
abhängig, muss es auch sein. Er
hat eine zutiefst überparteili-
che Aufgabe. Wenn der Landes-

beauftragte anfangen muss,
parteipolitisch zu agieren,
dann ist etwas in totale Schief-
lage geraten. Ich finde, alle Par-
lamentarier, alle Beamten, alle
Richter, alle Polizisten, alle
Menschen, die aus Steuergel-
dern bezahlt werden, sollten
sich manchmal daran erin-
nern, dass sie ihre Freiheit und
ihrenArbeitsplatzdenmutigen
Menschen verdanken, die sich
im Herbst ´89 auf die Straße ge-
traut und die Diktatur beendet
haben. Das sollte man auch im
Streit um die Methoden der Ar-
beit des Landesbeauftragten
nicht vergessen.

Sie haben mehrfach Minis-
terpräsident Sellering wegen
dessenUmgangmitderDDR-
Aufarbeitung kritisiert, un-
ter anderem wegen seiner
Nichtteilnahme an einer Ge-
denkveranstaltung für die
Toten an der Grenze in Zar-
rentin. Inwieweit darf und
muss ein Landesbeauftrag-
ter Politiker angreifen?
Ich würde zwischen Kritik und
Angriff differenzieren. Jeman-
den zu kritisieren, ist noch lan-
ge kein Angriff. Die Gleichset-
zung von Meinung und Persön-
lichkeit ist ein Merkmal der
Diktatur. Da war Feind, wer an-
ders als die Herrschenden ge-
dacht hat. Kritik, auch wenn sie
dieMeinungundAuffassungen
des Ministerpräsidenten be-
trifft, muss nicht nur erlaubt
sein, sie ist sogar notwendig.
Ich finde, dass es einem Minis-
terpräsidenten und jedem an-
deren Menschen gut ansteht,
wenn er sich ab und zu daran
erinnert, dass es in Deutsch-
land einmal eine Grenze gege-
ben hat, an der Menschen er-
schossen worden sind. Jubiläen
sind ein Anlass, dies öffentlich
zu tun, runde Jubiläen spielen
dabei eine herausgehobene Rol-
le. Solche Gedenkfeiern sind
wichtige politische Rituale.
Der 13. August 2011 kam nicht
überraschend. Dass man an
diesem Tag der Mauertoten ge-
denkt, sollte für den Minister-
präsidenten eines ostdeut-
schen Landes eine Selbstver-
ständlichkeit sein. Es geht
nicht nur darum die Lebens-
leistung der Menschen in der
Demokratie anzuerkennen,
sondern auch darum, ihre tie-
fen Verletzungen durch die
Diktatur wahrzunehmen und
zu würdigen.
Aber dies war nicht der einzige
Kritikpunkt. Sein Festhalten an
der Aussage, die DDR sei kein
Unrechtsstaat gewesen ist ein
weiterer. Natürlich hat der Be-
griff Unrechtsstaat keine ge-
naue Definition, aber um-
gangssprachlich bedeutet er
erst einmal das Gegenteil von
Rechtsstaat. Dass die DDR kein
Rechtsstaat gewesen ist, dieser
Aussage hat Erwin Sellering bei
einer Podiumsdiskussion im-
merhin zugestimmt. Aber sei-
ner Argumentation, dass man
die DDR nicht als Unrechtsstaat
bezeichnen dürfe, weil man
sonst die Lebensleistung der
DDR-Bürger nicht anerkennen
würde, kann ich nun wirklich
nicht mehr folgen.

Bereuen Sie Ihre Kritik an
der DDR-Regimenähe der
Ex-IHK-Hauptgeschäftsfüh-
rerin Petra Hintze?
Nein. Frau Hintze hat sicher
ihre Verdienste. Welche Arbeit
sie bei der IHK geleistet hat,
kann ich nicht einschätzen, das
ist auch nicht meine Aufgabe.
Meine Aufgabe ist es aber, da-
rauf hinzuweisen, dass wir alle

eine Vergangenheit haben, zu
der wir stehen sollten. Auch ich
habe mich bis zum Sommer
1989 nicht gerade mit wider-
ständigem Ruhm bekleckert.
Auch ich gehörte wie Millionen
andere zu denen, die sich in der
Diktatur eingerichtet hatten.
Dazu stehe ich, das habe ich nie
geleugnet. Aber ich habe auch
nicht zu den Stützen des Sys-
tems gezählt und im Herbst
1989 meine Angst überwun-
den. Aus heutiger Sicht hätte
ich vielleicht schon viel früher
aktiven Widerstand leisten sol-
len. Doch aus heutiger Sicht zu
richten, ist wohlfeil.
Ich finde, niemand muss sich
schamvoll in eine Ecke verkrie-
chen, auch nicht ehemalige
Spitzel und Systemträger, die
wieder dicke Autos fahren. Es
geht nicht darum, jemanden
anzuprangern, wie man mir
das gelegentlich vorwirft. Es
geht darum, die Vergangenheit
zu begreifen. Und in dieser Ver-
gangenheit gab es schlimme,
zynische Täter, aalglatte Karrie-
risten, systemtreue Wegschau-
er, desinteressierte Schweiger
und eine Handvoll mutiger
Menschen, die aufbegehrt ha-
ben und sich das Denken nicht
verbieten lassen wollten.

UndwasFrauHintzebetrifft?
Anlass meiner Kritik an Frau
Hintze war nicht ihr Ausschei-
den aus der IHK, sondern ich
bin gefragt worden, ob es auch
heutenochNetzwerkeehemali-
ger SED-Mitglieder gibt. Diese
Frage habe ich mit Ja beantwor-

tet und ich füge hier die für
mich immer noch nicht beant-
wortete Frage hinzu, woher ei-
gentlich der eine oder andere
Unternehmensgründer 1990
das Startkapital für sein Unter-
nehmen hatte. Damit ich auch
hier nicht wieder missverstan-
den werde. Ich meine nicht die
vielen mutigen Menschen, die
das wunderbare Jahr 1990 dazu
genutzt haben, endlich selbst-
bestimmt an der Verwirkli-
chung ihrer Träume zu arbei-
ten. Ich meine auch nicht die

vielen tausend Unternehmer,
die nach der Revolution begrif-
fen haben, dass es sich lohnt im
OstenDeutschlandszuinvestie-
ren. Aber wenn jemand ohne
rot zu werden stolz darauf ist,
dass er im SED-Parteilehrjahr
alles Notwendige über die
Marktwirtschaft gelernt hat,
dann frage ich mich zumin-
dest, ob ich eine solche Biogra-
fie öffentlich würdigen muss.

Nach der Bekanntgabe Ihrer
Entscheidung wurde Kritik

laut, was neue Konzepte der
Aufarbeitung betrifft. Gab
esdieKritikauch imVorfeld?
Es wurde ja keine Kritik an neu-
en Konzepten der Aufarbeitung
laut, es wurde behauptet, dass
ich ein solches Konzept über-
haupt nicht hätte. Diese Be-
hauptung beruht offenbar auf
einem hohen Maß an Unkennt-
nis. Ich will Ihnen einige Stich-
worte dazu geben: Auf meine
Initiative hin wurden die Lan-
desbeauftragten für die Stasi-
Unterlagen bei der letzten No-
velle des Stasi-Unterlagengeset-
zes als Forschungseinrichtun-
gen eingestuft, denn die Lan-
despolitik fordert immer wie-
der eine streng wissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit
der SED-Diktatur.
Für ehemalige Heimkinder der
DDR haben wir eine Anlauf-
und Beratungsstelle eingerich-
tet, um Opfern bei ihrem
Kampf um Entschädigung bei-
zustehen. An einem entspre-
chenden Gesetz habe ich maß-
geblich mitgearbeitet. In mei-
ner Amtszeit hat es zudem eine
deutliche Steigerung der Akti-
vitäten zur politischen Bildung
von Kindern und Jugendlichen
gegeben.
Und schon zu Beginn meiner
Tätigkeithabeichdaraufhinge-
wiesen, dass die Arbeit des Lan-
desbeauftragten neu geregelt
werden muss. Es geht schon
lange nicht mehr nur um Stasi-
Unterlagen, die ohnehin der
Bundesbeauftragte verwaltet.
Es geht um die ganze Bandbrei-
te der kommunistischen Dikta-
turfolgen. Dafür habe ich einen
Gesetzentwurf vorgelegt, der
auch eine Anbindung der Be-
hörde weg vom Kulturministe-
rium zum Landtag beinhaltet.
Trotz Zustimmung von Abge-
ordneten, mit denen ich da-
rüber sprach, wurde der Ent-
wurf noch nicht einmal in das
parlamentarische Verfahren
eingebracht, weil sich sowohl
Kulturministerium als auch
der Ministerpräsident dagegen
ausgesprochen haben.
Mir Konzeptlosigkeit vorzuwer-
fen ist also nicht nur dumm,
sondern ich empfinde diesen
Vorwurf als frech. Da versucht
offensichtlich jemand von sei-
ner eigenen Konzeptlosigkeit
abzulenken.

Eine letzte Frage: Wie geht
es für Sie im August 2013
weiter?
Ich habe einen gültigen Arbeits-
vertrag beim Bundesbeauftrag-
ten für die Stasi-Unterlagen.

Kaum hatte die Landesbe-
auftragte für die Stasi-Un-

terlagen, Marita Pagels-Heine-
king, erklärt, sie wolle nicht
für eine zweite Amtszeit an-
treten, hat SPD-Landtagsfrak-
tionschef Nieszery sein tiefs-
tes Bedauern ausgedrückt. Al-
lerdings warf Peter Ritter
(Linkspartei) Nieszery post-
wendend vor, Krokodilsträ-
nen zu vergießen, denn Pa-
gels-Heineking habe sich
selbst mit Ministerpräsident
Sellering über dessen Bewer-
tung der DDR-Geschichte an-
gelegt, und solche „Majestäts-

beleidigung“ nehme die SPD
angeblich nicht hin, weshalb
Pagels-Heineking auch keine
Chance hätte, noch einmal ge-
wählt zu werden.

Das ließ Nieszery nicht auf
sich sitzen und zeigte Ritter,
welch schöne Blumensträuße
von Krokodilstränen genährt
werden können. Zwar will Pa-
gels-Heineking ab August
nicht mehr Stasi-Landesbe-
auftragte sein, bis dahin aber
in der entsprechenden Kom-
mission die Landtagsabgeord-
neten auf eventuelle Stasi-Ver-
strickungen überprüfen.
Prompt bekam sie am Don-
nerstag im Landtag die meis-
ten Stimmen, deutlich mehr
als Ex-Landtagspräsident Rai-
ner Prachtl aus Neubranden-
burg. Jedoch wurde Nieszery
seine Blumen nicht los. Pa-
gels-Heineking war nicht ins

Parlament gekommen. Auch
Prachtl schien der Weg nach
Schwerin zu weit. Und der
Dritte im Bunde, der Schweri-
ner Richter Christian Frenzel,
hatte offenbar keine Zeit und
musste zu Gericht sitzen. Wä-
re er ins Parlament gekom-
men, um seine Wahl zu be-
obachten, hätte Justizministe-
rin Uta-Maria Kuder den ge-
fährlichen Schluss ziehen
können, das Amtsgericht ha-
be zu wenig zu tun – und es
gleich auf ihre Abschuss-Liste
gesetzt.

Nieszery blieb aber nicht
auf seinen für die Kommissi-
onsmitglieder gedachten Blu-
men sitzen. Er bedachte kurz
entschlossen zwei Parla-
ments-Protokollantinnen
und Sozialministerin Schwe-
sig damit. Für Kuder hatte er
keinen mehr übrig.

Von 1991 bis 2008 war Marita Pagels-Heineking Leiterin der Außenstelle Neubrandenburg. Hier
ist sie 2007 vor dem Stasi-Gelände in Neubrandenburg zu sehen. FOTO: ARCHIV/DPA
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